
BEKANNT ACHUNG GEMEINDE BA«D<^S^G
über einen

Bebauungsplan D Grünordnungsplan

l. Der 13 Gemeinderat D Bauausschuss der Gemeinde Bad Füssing hat am 28. 09. 2026 für das
Gebiet "Alt Füssing" mit Deckblatt Nr. 23 die Änderung des S Bebauungsplans und D
Grünordnungsplan als Satzung beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
ortsüblich bekannt gemacht.

Dieser Plan

D von der / vom Landratsamt Passau
mit Schreiben vom Az:

genehmigt worden (§ 10 Abs. 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 und 4 BauGB).

a gilt als genehmigt (§ 10 Abs. 2 i. V. m. § 6 Abs. 4 Satz 4 BauGB)

Kl bedurfte keiner Genehmigung.

Der Plan i.d. F. vom 13.08.2026, redaktionell ergänzt am 28.09.2026, liegt samt Begründung ab
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus Bad Füssing, Rathausstr. 6, 94072 Bad Füssing, Zi.-
Nr. 17 auf Dauer während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden.
Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung während der allg. Dienststunden einsehen und
über deren Inhalt Auskunft verlangen.
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

1. Gemäß § 215 Abs. 2 des Baugesetzbuches -BauGB- wird auf folgendes hingewiesen:
Unbeachtlich werden

a. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Form Vorschriften,

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

c. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwäguhgsvorgangs,
d. nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
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2. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1-ünd 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen.
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für den nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Ans es her eigeführt wird.

Bad Füssing, 14. 10.2026
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Tobias Kurz, Erster Bürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung durch Niederlegung der Satzung und Bekanntgabe der Niederlegung mittels Anschlag an der
Amtstafel und digitale Niederlegung im Internet
An der Amtstafel angeheftet am 14. 10. 2026 Der S Bebauungsplan D Grünordnungsplan
Abgenommen am 29. 10. 2026 ist somit am 14. 10. 2026 in Kraft getreten.

Bad Füssing,
Datum Unterschrift, Dienstbezeichnung





Bebauungsplan „Alt-Füssing“ 
Änderung durch Deckblatt Nr. 23 

 
Gemeinde Bad Füssing 
Landkreis Passau 
Regierungsbezirk Niederbayern 
 
Begründung 
 

1. Ziele der Planung 
Durch die Ausschöpfung der Wohnbauflächen in Bad Füssing, besteht eine erhebliche 
Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum in der Gemeinde. Um der stetig wachsenden 
Nachfrage nach Wohnraum gerecht zu werden, möchte die Gemeinde Bad Füssing 
weitere Flächen in bereits erschlossenen Bereichen als Wohnbauflächen ausweisen. 
Deshalb wurde durch den Gemeinderat beschlossen, den bereits vorhandenen und 
rechtskräftigen Bebauungsplan „Alt-Füssing“ durch das Deckblatt Nr. 23 zu ändern um 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1072, Gemarkung Safferste�en, zusätzliches 
Baurecht für ein Mehrfamilienhaus zu schaffen. Hierzu wurden die Flurstücksnummern 
1072, 1073 und 1074 der Gemarkung Safferste�en zu einem Flurstück verschmolzen, 
welches die Flurstücks Nummer 1072, Gemarkung Safferste�en, erhalten hat. 
 

2. Inhalt und Zweck der Planung 
2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Das Baugebiet ist als allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. 
Diese Festsetzung bleibt auch weiter bestehen. 
Auf dem Grundstück wird eine GRZ von 0,40 und eine GFZ von 0,80 sowie eine 
GÜZ von 0,40 für das Grundstück mit der Flur Nr. 1072 festgesetzt. 
 

2.2. Bauweise 
 Die Bauweise wird wie bisher auch als offene Bauweise festgesetzt, um die 

vorhandene Baustruktur mit Durchgrünung weiter zu gewährleisten 
 
2.3. Gestaltung der baulichen Anlagen 
 Die Gestaltung der baulichen Anlagen wurde so festgesetzt, dass eine 

harmonische Weiterentwicklung des bestehenden Wohngebietes gesichert ist. 
 
2.4. Erschließung 
 Die verkehrsmäßige Erschließung erfolgt an die Gerhart-Hauptmann-Straße 

über die vorhandene Zufahrt. 
 
 
 
 
 



2.5. Grünordnung 
 Privates Grün: 
 Um die Schaffung von Grünflächen zu erreichen wird eine 

Mindestgrünflächenzahl festgesetzt. Sämtliches Niederschlagswasser ist auf 
den jeweiligen Baugrundstücken zu versickern. 

 
2.6. Niederschlagswasserbeseitigung 
 Eine flächenhafte Versickerung ist anzustreben. Ansonsten ist das 

Niederschlagswasser über Sickerschächte zu entwässern. 
 

3. Bebauungsplan  
Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung, dessen Grundfläche 
< 20.000 m² ist und der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum und der 
Nachverdichtung dient.  
Der Bebauungsplan liegt in keinem Schutzgebiet.  
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB stellt die Bebauungspläne der Innenentwicklung von der 
Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung frei. Es gelten die 
voraussichtlichen Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen 
Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig, d.h. die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung ist nicht anwendbar.  
Es findet keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB statt.  
Anhaltspunkte, die eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6, Nr. 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgüter betreffen, sind nicht erkennbar. 
Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
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